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KURZE BEGRÜNDUNG

1. Einleitung

Mindestens 147 Millionen Bürger der Europäischen Union (37 Millionen Touristen und 
110 Millionen Geschäftskunden)1 müssen zur Zeit extrem hohe Tarife für das internationale 
Roaming entrichten, wenn sie mit ihrem Mobiltelefon im Ausland einen Anruf tätigen oder 
auch nur entgegennehmen wollen.

Dass es überhaupt möglich ist, im Ausland mit dem Mobiltelefon zu telefonieren, ist den
Vereinbarungen über das internationale Roaming zwischen dem Betreiber, mit dem der 
Kunde einen Mobilfunkvertrag geschlossen hat, und dem ausländischen Betreiber, zu dessen 
Netz der Kunde Zugang erhält, zu verdanken.

Wie von Verbraucherorganisationen, nationalen Regulierungsbehörden und einem Großteil 
der politisch Verantwortlichen einmütig kritisiert wird, sind die Preise für das Roaming nicht 
gesunken, anders als bei den einzelstaatlichen Mobilfunkverbindungen, die dank der
Dynamik, für die die Konkurrenz zwischen den Mobilfunkbetreibern gesorgt hat, billiger 
geworden sind. Im Gegenteil, die Tarife sind in nicht zu rechtfertigender Weise hoch 
geblieben, kaum transparent und sind bei allen Betreibern, die im selben Mitgliedstaat tätig 
sind, auffallend ähnlich.

Die Mobilfunkbetreiber unternehmen trotz der seit Jahren auf nationaler und auf europäischer 
Ebene und nicht zuletzt auch vom Europäischen Parlament in seiner Entschließung vom 
Dezember 2005 ausgesprochenen Ermahnungen nichts, um die Roamingtarife zu senken. Die 
Kommission hat daher im Juli letzten Jahres diesen Verordnungsvorschlag vorgelegt.

2. Hauptpunkte des Vorschlags der Kommission

A) Regulierung der Großkundenentgelte

Für die Großkundenentgelte werden Obergrenzen festgelegt. Für Anrufe im lokalen Netz, 
d. h. innerhalb des besuchten Landes, ist die Obergrenze des Großkundenpreises doppelt so 
hoch wie der durchschnittliche Zustellungstarif in der Gemeinschaft. Für internationale 
Anrufe, d. h. also für Anrufe in das Ursprungsland des Kunden oder in ein anderes Land der 
Gemeinschaft, wird der Preis für die Großkundenentgelte auf das Dreifache des 
gemeinschaftlichen Zustellungstarifs festgesetzt.

B) Regulierung der Endkundenentgelte

Die Obergrenze für die Erbringung von Roamingdiensten für Endkunden wird auf 130 % des 
Großkundenentgelts festgesetzt. Für angenommene Anrufe gilt diese Obergrenze ab 
Inkrafttreten der neuen Verordnung. Für ausgehende Anrufe werden die Obergrenzen für 
Endkundenentgelte automatisch nach sechs Monaten in Kraft treten.

C) Transparenz der Endkundenpreise

  
1 Folgenabschätzung der Kommission, SEK(2006)925, S. 19.
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Der Vorschlag fördert auch die Transparenz der Endkundenpreise, indem die 
Mobilfunkbetreiber verpflichtet werden, ihren Kunden via SMS oder Sprachnachricht auf 
Antrag und kostenfrei auf sie persönlich zugeschnittene Auskünfte über den Roamingpreis zu 
geben.

3. Vorschläge

Eine gewisse Verblüffung lässt sich angesichts dieses ungewöhnlichen Vorschlags für eine 
Verordnung kaum verhehlen. Es ist zwar höchst erstrebenswert, dass die Preise für ein 
Produkt gesenkt werden, aber nach der felsenfesten Überzeugung des Verfassers sollte dies 
eher im Wege einer gesunden Konkurrenz zwischen den Marktkräften erreicht werden und 
eben nicht durch einen dirigistischen Eingriff, also eine direkte Preisregulierung.

Ungeachtet dieser grundsätzlichen Einwände trifft es aber leider zu, dass die normalen 
Wettbewerbsregeln bei diesem bestimmten Mobilfunkdienst versagt haben.

Das internationale Roaming ist ein besonderer Markt und diese Dienstleistungen werden 
grenzüberschreitend erbracht. Tatsache ist ferner, dass der geltende Gesetzesrahmen nicht 
angemessen ist und die einzelstaatlichen Regulierungsbehörden hier also auch nicht wirksam 
eingreifen können. Erschwerend kommt überdies hinzu, dass die Erbringer der 
Dienstleistungen in anderen Mitgliedstaaten als dem Heimatstaat des Kunden ansässig sind. 
Angesichts all dieser Umstände ist der Kommission beizupflichten, dass es notwendig und 
dringend geboten ist, mit außergewöhnlichen Maßnahmen einzuschreiten.

Innerhalb des von der Kommission abgesteckten Rahmens werden einige wenige 
Änderungsanträge eingereicht, die sich auf Folgendes beziehen:

A) Endkundentarife
Die Marge von 130 %, die die Kommission vorschlägt, ist viel zu niedrig. Da damit sowohl 
die Endkosten als auch die Gewinne gedeckt werden sollen, dürften die Anreize für 
Wettbewerb und Differenzierung des Angebots allzu gering ausfallen. Vermutlich werden 
sich die Preise durchweg am oberen Ende der vorgeschlagenen Obergrenze einpendeln. Dies 
wiederum dürfte sich nachteilig auf die unabhängigen Kleinbetreiber auswirken, die nicht 
großen europäischen Gruppen oder Unternehmenszusammenschlüssen angehören, weil sie 
einen Wettbewerbsvorteil einbüßen würden. Verloren ginge generell auch die Flexibilität der 
Tarife. Deshalb wird eine Obergrenze der Endkundenentgelte in Höhe von 150 % des 
Großkundenentgelts vorgeschlagen.

B) Transparenz
Die Transparenz der Endkundenpreise sollte dadurch verbessert werden, dass die 
Mobilfunkbetreiber automatisch verpflichtet sind, ihren Kunden Informationen über die 
Roamingtarife zu liefern, sobald diese die Grenze überschritten haben.

C) Zukünftiger Rechtsrahmen für SMS und MMS
Außerdem wird vorgeschlagen, bei einer künftigen Überprüfung des Rechtsrahmens für 
elektronische Kommunikation auch SMS und MMS einzubeziehen, da diese Dienste in dem 
Vorschlag für eine Verordnung nicht erfasst sind, hierfür aber extrem überzogene Entgelte 
verlangt werden.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 26

(26) Um die Transparenz der
Endkundenpreise für Roaminganrufe, die 
innerhalb der Gemeinschaft getätigt oder 
angenommen werden, zu erhöhen und um 
den Roamingkunden die Entscheidung über 
die Nutzung ihres Mobiltelefons im Ausland 
zu erleichtern, sollten die 
Mobilfunkbetreiber es ihren Kunden auf
Anfrage kostenlos ermöglichen, sich auf 
einfache Weise über die Roamingentgelte zu 
informieren, die in dem jeweiligen 
besuchten Mitgliedstaat für sie gelten. Die 
Transparenz gebietet ferner, dass die 
Anbieter ihre Kunden bereits bei 
Vertragsabschluss über die Roamingentgelte 
informieren, sie regelmäßig darüber auf dem 
Laufenden halten und ihnen wesentliche 
Änderungen mitteilen.

(26) Um die Transparenz der 
Endkundenpreise für Roaminganrufe, die 
innerhalb der Gemeinschaft getätigt oder 
angenommen werden, zu erhöhen und um 
den Roamingkunden die Entscheidung über 
die Nutzung ihres Mobiltelefons im Ausland 
zu erleichtern, sollten die 
Mobilfunkbetreiber es ihren Kunden 
kostenlos ermöglichen, sich auf einfache 
Weise über die Roamingentgelte zu 
informieren, die für sie gelten. Diese 
Information sollte auch die Gebühren für 
Anrufe umfassen, die in dem betreffenden 
Mitgliedstaat getätigt oder angenommen 
werden. Die Transparenz gebietet ferner, 
dass die Anbieter ihre Kunden bereits bei 
Vertragsabschluss über die Roamingentgelte 
informieren, sie regelmäßig darüber auf dem 
Laufenden halten und ihnen wesentliche 
Änderungen mitteilen.

Begründung

Um die Transparenz der Preise für die Endkunden tatsächlich zu verbessern, müssten die 
Mobilfunkbetreiber automatisch verpflichtet werden, ihre Kunden über die Roamingtarife für 
Anrufe zu informieren, die zu dem Zeitpunkt, ab dem sie das Gebiet des besuchten Staaten 
betreten, getätigt oder entgegengenommen werden. Erwägungsgrund 26 wird also in 
Übereinstimmung mit den Vorschlägen in den Änderungsanträgen 5, 6 und 7 geändert.

Änderungsantrag 2
Erwägung 26 a (neu)

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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(26a) Da die technologische Entwicklung 
rasch voranschreitet und SMS und MMS 
an Bedeutung zunehmen, müssen sie in die 
bevorstehende Überprüfung des 
Rechtsrahmens für elektronische 
Kommunikationsdienste einbezogen 
werden.

Begründung

Da die technologische Entwicklung rasch voranschreitet und SMS und MMS an Bedeutung 
zunehmen, wird vorgeschlagen, sie in die bevorstehende Überprüfung des Rechtsrahmens für 
elektronische Kommunikationsdienste einzubeziehen, zumal diese Dienste derzeit aus dem 
Vorschlag für eine Verordnung ausgenommen sind.

Änderungsantrag 3
Artikel 1 Absatz -1 (neu)

-1. In dieser Verordnung werden Regeln 
festgelegt, mit denen die Preise 
transparenter gestaltet und den 
Verbrauchern, die internationale 
Roamingdienste in Anspruch nehmen, 
bessere Tarifinformationen zur Verfügung 
gestellt werden sollen.

Begründung

Die Einführung von Regeln zur Verbesserung der Preistransparenz und der Auskünfte, die 
den Kunden, die internationale Roamingdienste in Anspruch nehmen, zu geben sind, wird als 
weiteres Ziel in diese Verordnung aufgenommen.

Änderungsantrag 4
Artikel 4

Vorbehaltlich Artikel 5 darf das 
Endkundenentgelt ausschließlich 
Mehrwertsteuer, das ein Heimanbieter 
seinem Roamingkunden für die Abwicklung 
eines regulierten Roaminganrufs insgesamt 
berechnet, nicht höher sein als 130 % des 
jeweils geltenden Höchstbetrags des 
Großkundenentgelts für diesen Anruf, der 
gemäß Anhang I festgesetzt wurde. Die 
Entgeltobergrenzen dieses Artikels enthalten 
alle mit der Abwicklung regulierter 

Vorbehaltlich Artikel 5 darf das 
Endkundenentgelt ausschließlich 
Mehrwertsteuer, das ein Heimanbieter 
seinem Roamingkunden für die Abwicklung 
eines regulierten Roaminganrufs insgesamt 
berechnet, nicht höher sein als 150 % des 
jeweils geltenden Höchstbetrags des 
Großkundenentgelts für diesen Anruf, der 
gemäß Anhang I festgesetzt wurde. Die 
Entgeltobergrenzen dieses Artikels enthalten 
alle mit der Abwicklung regulierter 
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Roaminganrufe verbundenen Festkosten, 
wie Entgelte für den Verbindungsaufbau 
oder die Freischaltung des Dienstes.

Roaminganrufe verbundenen Festkosten, 
wie Entgelte für den Verbindungsaufbau 
oder die Freischaltung des Dienstes.

Begründung

Obschon in diesem besonderen Zusammenhang die Einführung eines unmittelbar geregelten 
Endpreises zu begrüßen ist, sind die vorgeschlagenen Obergrenzen für die Endpreise von 
Anrufentgelten zu niedrig angesetzt; somit gibt es kaum Anreize für Wettbewerb und 
Differenzierung des Angebots zum Vorteil der Verbraucher. Daher werden als Obergrenze für 
die Endkundenpreise 150 % des Großkundenentgelts vorgeschlagen.

Änderungsantrag 5
Artikel 7 Absatz 1

1. Jeder Heimanbieter stellt seinen 
Roamingkunden auf Anfrage persönliche 
Preisinformationen über die 
Endkundenentgelte bereit, die diesem 
Kunden für ausgehende oder angenommene 
Anrufe in dem besuchten Mitgliedstaat 
berechnet werden.

1. Jeder Heimanbieter stellt seinen 
Roamingkunden persönliche 
Preisinformationen über die 
Endkundenentgelte bereit, die diesem 
Kunden für ausgehende oder angenommene 
Anrufe in dem besuchten Mitgliedstaat 
berechnet werden.

Begründung

Damit die Transparenz der Endkundenpreise tatsächlich verbessert wird, sollten die 
Mobilfunkbetreiber automatisch verpflichtet sein, ihren Kunden die Roamingtarife für 
ausgehende und angenommene Anrufe mitzuteilen, und zwar ab dem Zeitpunkt, ab dem diese 
sich in dem besuchten Staat aufhalten.

Änderungsantrag 6
Artikel 7 Absatz 2

2. Der Kunde kann diese Anfrage 
wahlweise mit einem Mobilfunkanruf oder 
durch Absenden einer Kurznachricht (SMS) 
an die vom Heimanbieter dafür jeweils 
bestimmte Rufnummer stellen und erhält 
die Antwort wahlweise im Laufe desselben 
Anrufs oder (unverzüglich) per SMS.

2. Der Roamingkunde erhält die in Absatz 1 
genannten Informationen per
Mobilfunkanruf oder per Kurznachricht 
(SMS). Die Informationen müssen 
innerhalb einer Stunde ab dem Zeitpunkt, 
ab dem der Kunde sich in dem besuchten 
Mitgliedstaat aufhält, erteilt werden.

Begründung

Damit die Transparenz der Endkundenpreise tatsächlich verbessert wird, sollten die 
Mobilfunkbetreiber automatisch verpflichtet sein, ihren Kunden die Roamingtarife für 
ausgehende und angenommene Anrufe mitzuteilen. Diese Informationen erfüllen aber nur 
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dann ihren Zweck, wenn sie rasch verfügbar sind. Innerhalb einer Stunde ab dem Zeitpunkt, 
ab dem der Kunde sich in dem besuchten Staat aufhält, muss er von seinem Betreiber 
automatisch eine Sprachnachricht oder eine SMS mit Informationen über die dort geltenden 
Preise erhalten, die auf sein persönliches Profil abgestimmt sind.


